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Neuerlass der Satzung über Kinderspielplätze (Kinderspielplatzsatzung – KSpS) 

 
Entscheidungsvorlage 

 
Mit Beschluss des Ersten und Zweiten Modernisierungsgesetzes hat der Bayerische Landtag 
zum 01. Januar 2025 das gemeindliche Satzungsrecht grundlegend geändert. Das Spiel-
platz- und Stellplatzrecht werden mit Inkrafttreten der Änderungen zum 01. Oktober 2025 
kommunalisiert, Begrünungssatzungen können nur noch mit eingeschränktem Regelungsin-
halt erlassen werden. 
 
Durch die Abschaffung der staatlichen Grundverpflichtung zur Herstellung von Kinderspiel-
plätzen, bisher geregelt in Art. 7 Abs. 3 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), sind die 
Kommunen aufgefordert, an Hand der gemeindlichen Interessen abzuwägen, ob es einer 
entsprechenden Satzung bedarf sowie bestehende Satzungen an die neue Rechtslage anzu-
passen. 
 
Dem übergeordneten Ziel der Deregulierung folgend, wurden im Satzungsentwurf verzicht-
bare materielle Standards gestrichen und auf das aus Sicht der Stadt Nürnberg notwendige 
Mindestmaß beschränkt.  
Dadurch entfällt insbesondere die Aufgliederung von Spielplatzbereichen nach Altersgrup-
pen. Eine solche ist regelmäßig entbehrlich, da sich eine Gliederung der Spielplatzflächen 
bereits aus den in der Satzung festgeschriebenen Mindestausstattungsmerkmalen, wie 
Sandspielflächen und Spielgeräten, ergibt. Darüber hinaus entspricht es dem natürlichen 
Verhalten von Kindern, dass sie Spielflächen weniger nach definierten Altersgruppen, als 
vielmehr nach Können, Willen und Zugehörigkeit bespielen. 
Verzichtet wird auch auf die bisher vorgeschriebene Anwendung der DIN 18034-1 „Spiel-
plätze und Freiräume zum Spielen – Teil 1: Anforderungen für Planung, Bau und Betrieb“. 
Diese Norm, welche eine Hilfestellung für die Planung, den Bau und den Betrieb von Spiel-
plätzen und Freiräumen zum Spielen bietet, ist in Bayern nicht als rechtsverbindliche Techni-
sche Baubestimmung eingeführt. Als allgemein anerkannte Regel der Technik und Baukunst 
kann sie zur Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen jedoch herangezogen wer-
den. 
 
Im Einzelnen werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
 
§ 1 Abs. 1: 
Kinderspielplätze sind, so setzt es die zum 01. Oktober 2025 in Kraft tretende Ermächti-
gungsgrundlage fest, künftig erst bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als fünf Woh-
nungen nachzuweisen. 
 
 
§ 2: 
Kinderspielplätze sollen für Kinder der Altersgruppe bis vierzehn Jahre geeignet und ausge-
stattet sein. Die Anhebung der Altersgrenze entspricht der Definition des Jugendschutzge-
setzes, wonach Kinder Personen sind, die noch nicht vierzehn Jahre alt sind. 
 
Die Begrünungsanforderungen, die in der bisherigen Kinderspielplatzsatzung im § 2 Abs. 2 
bis 5 geregelt waren, müssen entfallen. Inhalte zur Beschaffenheit der Spielplatzflächen dür-
fen nach der aktualisierten Ermächtigungsgrundlage nicht mehr festgesetzt werden. 
 
 
§ 5: 
An die Ausstattung werden, in Abhängigkeit der Anzahl der Wohnungen, nur noch reduzierte 
Mindestanforderungen gestellt. Dies ermöglicht individuelle und an die Bewohnerinnen und 
Bewohner angepasste Gestaltungsspielräume. 
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§ 7: 
Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wird, soweit die Verpflichtung zur Herstellung ei-
nes Kinderspielplatzes für Gebäude, die dem Wohnen von Studierenden bestimmt sind, ent-
steht, dem Antragsteller ein Recht auf Ablöse dieser Pflicht eingeräumt. Der Ablösebetrag 
beträgt nach den Vorgaben der BayBO maximal 5.000 Euro.  
 
 
§ 8 Abs. 2: 
Eine Abweichung von der Kinderspielplatzsatzung soll zugelassen werden, soweit im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans ein öffentlicher Spielplatz hergestellt und auf Grund öf-
fentlich-rechtlichen Vertrags durch einen anderen als die Stadt Nürnberg errichtet oder finan-
ziert wird.  
Der Abweichung beschränkt sich somit auf Flächen, welche im Rahmen der Baurechtschaf-
fung nach den Vorgaben des Baulandbeschlusses durch Investoren entwickelt werden.  
Die Möglichkeit der Erteilung einer Abweichung von der Kinderspielplatzsatzung ist geboten, 
da ein „doppelter Nachweis“ (d.h. ein öffentlich herzustellender Spielplatz nach Baulandbe-
schluss im Rahmen der Baulandentwicklung und zusätzlich private Spielplatzflächen im Bau-
genehmigungsverfahren für dieselbe Nutzergruppe) dem Grundsatz der Angemessenheit 
und Verhältnismäßigkeit widerspricht. 
 
Durch den Wortlaut „soweit“ wird klargestellt, dass die Abweichung von dem Maß abhängig 
gemacht wird, bis zu dem sich der Investor zur Herstellung öffentlicher Spielplatzflächen 
nach den vertraglichen Regelungen mit der Stadt Nürnberg verpflichtet hat. Im Einzelnen be-
deutet dies: stellt der Investor die vollen Spielplatzflächen nach den Vorgaben des Bauland-
beschlusses her, bedürfte es keiner privaten Spielplatzflächen nach KSpS mehr. Können je-
doch nicht alle Spielplatzflächen nach Baulandbeschluss als öffentliche Spielflächen herge-
stellt werden, ist mindestens der verbleibende prozentuale und festgelegte Anteil durch pri-
vate Spielplatzflächen auf den jeweiligen Baugrundstücken (oder durch Ablöse) auszuglei-
chen. 
Die Diskrepanzen zwischen Baulandbeschluss und Kinderspielplatzsatzung (wie Berech-
nungsregeln der Spielflächen etc.) müssen zur Vereinfachung der Baugenehmigungsverfah-
ren hingenommen werden. Eine vollständige Angleichung ist allein auf Grund des unter-
schiedlichen Detaillierungsgrades in den jeweiligen Planungen (Bebauungsplanverfahren auf 
Basis von Annahmen der Einwohnerzahlen; Baugenehmigungsverfahren nach geplanter 
Wohnfläche) nicht möglich. 


